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Vorwort

Klaus Stern hat mit seinem in sieben Bänden und Teilbänden erschienenen Opus „Stern,
Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland“ eines der bedeutendsten Werke zum
deutschen Staatsrecht geschaffen. Gemeinsam mit allen Mitautorinnen und Mitautoren
freuen wir uns sehr, nunmehr eine vollständig neu bearbeitete zweite Auflage dieses großen
Werks vorlegen zu können.
Zeitlich und konzeptionell reicht das Stern‘sche Ursprungswerk weit in die Bonner

Republik zurück; sein erster Band erschien 1977. Die Neuauflage stellt sich bewusst in
diese Tradition. Zugleich will sie eine Gesamtdarstellung des deutschen Staatsrechts leisten,
die auf der Höhe der Zeit ist sowie den Stand von Wissenschaft, Rechtsprechung und
Praxis zu Beginn der 2020er Jahre verlässlich wiedergibt.
Im Zentrum steht – wie bisher – das Staatsrecht des Grundgesetzes. Dennoch soll das

deutsche Staatsrecht nicht allein als ein Staatsrecht des Bundes (d. h. ausschließlich der
Bundesebene) dargestellt werden. Der deutsche Staat wird vielmehr als eine föderale Wirk-
lichkeit präsentiert, der bereits in sich ein Bundesstaat (mit zwei Ebenen der Staatlichkeit)
ist und der als solcher seinerseits in den supranationalen Staatenverbund der Europäischen
Union integriert ist. Die Institute und Gewährleistungen des Grundgesetzes werden daher
im Verbund mit ihren Entsprechungen auch auf der europäischen und der Landesebene
entfaltet. Diese Neuausrichtung, namentlich die umfassende Einbeziehung der europäi-
schen Dimension, kommt auch in einem modifizierten Titel des Werks zum Ausdruck
(„Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland im europäischen Staatenverbund“).
Die Neuauflage wird in vier Bänden mit insgesamt rund 5.000 Seiten vorgelegt; das

Staatsorganisationsrecht und die Grundrechte werden gleichgewichtig in jeweils zwei
Bänden dargestellt. Die Gliederung baut auf derjenigen der Ursprungsfassung auf und lehnt
sich an diese an; zu Abweichungen kommt es, soweit in den Jahrzehnten seit Erscheinen
der ersten Auflage neue Entwicklungen eingetreten sind, die das Staatsrecht herausfordern,
soweit die dargelegte Konzeption einer bewusst föderativ ausgelegten Darstellungsform des
deutschen Staatsrechts Modifikationen verlangt und insbesondere der Fortschritt der euro-
päischen Integration neue Akzentsetzungen erfordert. Ein umfangreiches Sachverzeichnis
für alle Bände findet sich am Ende des vierten Bandes.
Klaus Stern hat die Ursprungsauflage in schier unglaublicher Leistungskraft weitgehend

allein bzw. mit Unterstützung von Michael Sachs und Johannes Dietlein verfasst. Derglei-
chen ist heute nicht mehr möglich; die Neuauflage musste auf viel mehr Schultern verteilt
werden. Sie ist eine Gemeinschaftsleistung von 50 Staatsrechtslehrerinnen und Staatsrechts-
lehrern, die je auch ihre eigene Sicht in dieses Werk einbringen und so den Reichtum der
deutschen Staatsrechtslehre widerspiegeln. Allen Autorinnen und Autoren danken wir für
ihr großes Engagement und die ausgezeichnete Zusammenarbeit. Es freut uns sehr, dass der
schon im Ursprungswerk beteiligte Johannes Dietlein auch an dieser Neuauflage mit-
gewirkt hat; dass Michael Sachs seine Mitarbeit aus gesundheitlichen Gründen aufgeben
musste und jüngst verstorben ist, erfüllt uns mit großer Trauer.
Wir danken Klaus Stern herzlich dafür, dass er das Projekt der Neuauflage von Beginn an

so wohlwollend sowie mit Rat und Tat begleitet hat. Großer Dank gebührt auch dem
Verlag C.H. Beck, insbesondere dem Leiter des Lektorats Öffentliches Recht, Herrn
Dr. Rolf-Georg Müller, LL.M., für seine Initiative und konzeptionelle Begleitung sowie
Herrn Dr. Ulrich Eisenried, Lektorat Öffentliches Recht, für seinen unermüdlichen vielfäl-
tigen Einsatz bei der Verwirklichung des Projekts.
Einen herzlichen Dank für zuverlässige und engagierte Unterstützung schulden wir auch

den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unserer Lehrstühle. Dies gilt für die wissenschaftli-
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chen Mitarbeiter Dr. Bernhard Hadank, Christian Janssen, Finn Knoblauch und Jann
Schmitt sowie den studentischen Mitarbeiter Antonio Cerminara, die alle am Fachbereich
Rechtswissenschaft der Freien Universität Berlin tätig sind, und für die in Bayreuth tätigen
wissenschaftlichen Mitarbeiter Helmut Birner, Svenja Büttner und Rudi Lang sowie die
studentische Mitarbeiterin Ebru Sari.
Diese Neuauflage ist ohne Drittmittel entstanden; sie beruht auf der Kraft der beteiligten

Staatsrechtslehrer/innen und der privatwirtschaftlichen Initiative des Verlages.
Die Neuauflage ist in Zeiten verfasst worden (Corona-Pandemie, zuletzt der Krieg in der

Ukraine), die den Staat in besonderer Weise herausfordern. Möge dieses Werk dazu
beitragen, dass der deutsche Staat sein freiheitliches, demokratisches, sozial- und rechts-
staatliches sowie föderalistisches Gepräge zu erhalten vermag und seine vielfältigen Auf-
gaben auch künftig zu erfüllen imstande ist.

Berlin und Bayreuth, im April 2022 Helge Sodan undMarkus Möstl

Vorwort

VI



Geleitwort

Als ich mich 1975 an die Arbeit machte, ein – wie später ein Rezensent (Hans-Peter Ipsen)
bemerkte – „großes Staatsrecht“ zu schreiben, war mir bewusst, welch publizistische
Mammut-Aufgabe zu bewältigen war. Seither ist fast ein halbes Jahrhundert vergangen, und
eine neue Auflage steht vor einer ähnlichen Herausforderung. Sie ist indessen unabweislich;
denn zu umfangreich sind mittlerweile die Wandlungen und Ergänzungen im Staatsrecht
der Bundesrepublik Deutschland geworden, so dass nicht selten die Forderung nach einer
neuen Verfassung zu hören ist. Vom Verfassungsrecht, das besteht, und Verwaltungsrecht,
das vergeht, ist nicht mehr die Rede. Der Ruf nach Verfassungsnovellierungen ist jedenfalls
allzu wohlfeil bei der Hand. Sorgfältig sollte deshalb der verfassungsändernde Gesetzgeber
prüfen, ob er diesen Weg wirklich gehen sollte oder nicht lieber der interpretativen Lösung
Raum lässt. Der Grat ist in der einen wie in der anderen Weise schmal, besonders bei den
Grundrechten.
Über 60 Änderungsgesetze erfuhr unsere Verfassung, das „Grundgesetz der Bundes-

republik Deutschland“, in den bisher 73 Jahren seiner Geltung. Stillstand wird gewiss auch
in Zukunft nicht eintreten. Der Deutsche ist bekanntlich verfassungsgläubig, zumal wenn
er eine gute Verfassung sein eigen nennt, wie es beim Grundgesetz der Fall ist. Zudem lässt
sich nicht leugnen, dass mitunter deren Ergänzung geboten ist, weil rasante Entwicklungen
in vielen Sektoren des staatlichen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und hochtechnisierten
Lebens unserer Umwelt eingetreten sind.
Es genügt, wenige Stichworte zu nennen, wie etwa Grundrechtsdrittwirkung, Men-

schenrechtsuniversalismus, Grundrechtsschutzpflichten, innere und äußere Sicherheit, su-
pranationale Öffnung der Staatlichkeit, insbesondere Europäisierung, Umwelt-, Gesund-
heits- (namentlich bei pandemischen Gefahren wie aktuell) und Infrastrukturverantwor-
tung, besonders für das Klima, ganz allgemein Probleme der Grundrechtsentfaltung und
-beschränkung, z. B. bei dem „Recht auf informationelle Selbstbestimmung“ nebst „Recht
auf Sicherheit und Vertraulichkeit informationstechnischer Systeme“, Privatheitsschutz,
insbesondere Intimsphäre, Grundsatzfragen der Finanzverfassung, besonders im Bereich der
Staatsschulden einschließlich des kommunalen Sektors. Leicht ließen sich weitere Felder
aufzählen, wozu die Kommentare, Lehr- und Handbücher, Monographien ausführlich
Stellung nehmen. Doch schon diese Aufzählung macht deutlich, dass eine gründliche
Neukonzeption des Werks angebracht ist.
Ungeachtet dieser aus den Sachfragen resultierenden Argumentation liegt auch in der

Erweiterung und Verjüngung von Herausgeberschaft und Autorenkreis ein Anlass für die
konzeptionelle Neugliederung des Werks, ohne jedoch seine Grundstruktur aufzugeben.
Meinerseits bin ich glücklich, ein „Team“ gefunden zu haben, das sich mit Verve für die
Neuauflage engagiert.

Köln, im April 2022 Klaus Stern
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